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Verfahrensrecht

FG Münster: Verfassungsmäßigkeit der Gebührenpflicht für
verbindliche Auskünfte

Sachverhalt
Streitig ist, ob die Erhebung von Gebühren für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft
gemäß § 89 Abs. 3 bis 5 AO verfassungsgemäß ist. Die Klägerin stellte im Jahr 2007 beim
Finanzamt einen Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft. Das Finanzamt setzte
für die Bearbeitung der verbindlichen Auskunft eine Gebühr fest. Gegen diesen
Gebührenbescheid legte die Klägerin Einspruch ein. 

Entscheidung
Nach Auffassung des FG Münster verstößt die Gebührenpflicht nicht gegen das
Grundgesetz. Der erkennende Senat schließt sich damit an die kurz zuvor ergangene
Rechtsprechung des FG Baden-Württemberg an. Nach Ansicht des FG Münster besteht aus
rechtsstaatlichen Gründen keine Verpflichtung der Finanzbehörde, für den Steuerpflichtigen
dessen Sachverhaltsgestaltung kostenfrei steuerrechtlich zu prüfen. Die Bearbeitung eines
solchen Auskunftsersuchens verursache zusätzliche, vorab und außerhalb des
Veranlagungsverfahrens entstehende Kosten. Des Weiteren stelle die mit der verbindlichen
Auskunft bezweckte und bewirkte Planungs- und Rechtsicherheit einen Vorteil für den
Steuerpflichtigen dar. 

Der BFH hat hierzu mit Urteil vom 30.03.2011 ( I R 61/10, I B 136/10) entschieden - siehe
hierzu ausführlicher in den Deloitte Tax-News.
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